
 

Seite 1 von 27 
 

 

 

Bundesministerium 

für Wirtschaft und Energie 

 

Richtlinie für die 

Bundesförderung für effiziente Gebäude  

 – Einzelmaßnahmen (BEG EM) 

 

Vom 17. Dezember 2020 

1 Präambel 

Mit der Energiewende hat die Bundesrepublik Deutschland eine umfassende und tiefgrei-

fende Transformation ihrer Energieversorgung und Energienutzung eingeleitet. Die Bundes-

regierung hat sich das Ziel gesetzt, bis 2030 die Treibhausgasemissionen um mindestens 55 

Prozent gegenüber dem Basisjahr 1990 zu mindern. Für 2030 gilt, dass der Gebäudebereich 

nach dem Klimaschutzgesetz (gemäß Quellprinzip) nur noch 70 Millionen Tonnen CO2-Äqui-

valente emittieren darf. Darüber hinaus hat sich Deutschland das Ziel gesetzt, beim End-

energieverbrauch im Wärme- und Kältesektor, der zu circa zweidrittel aus dem Gebäudebe-

reich besteht, einen Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch für Wärme und 

Kälte von 27 Prozent (in 2018: 14,2 Prozent) zu erreichen. Dies wird die Bundesregierung 

auch in ihrem integrierten Nationalen Energie- und Klimaplan (National Energy and Climate 

Plan – NECP) weitergeben. Wesentlich für den Gebäudebereich ist zudem die 

Energieeffizienzstrategie Gebäude (ESG) vom 18. November 2015. 

Mit den bisher umgesetzten Maßnahmen zur Erreichung der Energie- und Klimaziele konn-

ten deutliche Fortschritte beim Klimaschutz und der Energieeffizienz erzielt und die Treib-

hausgasemissionen zwischen 1990 und 2015 so – unter Entkopplung von Wirtschaftswachs-

tum und Treibhausgasemissionen – um rund 28 Prozent gesenkt werden. Der Anteil erneu-

erbarer Energien am Endenergieverbrauch für Wärme und Kälte konnte im selben Zeitraum 

um rund 12 Prozentpunkte gesteigert werden. Im Gebäudebereich konnten mit den bisheri-

gen Programmen, wie dem CO2-Gebäudesanierungsprogramm, dem Marktanreizprogramm 

für erneuerbare Energien im Wärmemarkt, dem Anreizprogramm Energieeffizienz und dem 

Heizungsoptimierungsprogramm bereits erhebliche Impulse zur spürbaren Steigerung der 

Energieeffizienz bzw. zur Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien im Gebäudebereich 

gesetzt werden, die zu diesen Entwicklungen wesentlich beigetragen haben. Dennoch zei-

gen auch wissenschaftliche Analysen, dass zur Erreichung der 2030-Ziele noch eine deutli-

che Steigerung dieser Anstrengungen und Beschleunigung dieser Entwicklungen notwendig 

ist. Um im Gebäudebereich Fortschritte bei der Verringerung des Endenergieverbrauchs und 

der Reduzierung der CO2-Emissionen in der bis 2030 notwendigen Geschwindigkeit zu erzie-

len, sind noch deutlich mehr Investitionen pro Jahr in noch ambitioniertere Maßnahmen zur 

Steigerung der Energieeffizienz und zur Nutzung erneuerbarer Energien im Gebäudebereich 

erforderlich – sowohl beim Neubau energetisch optimierter Gebäude, als auch bei der ener-

getischen Sanierung von Bestandsgebäuden. Hierzu hat die Bundesregierung mit dem Kli-

maschutzprogramm 2030 zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050 beschlossen, dass die 
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bestehenden investiven Förderprogramme im Gebäudebereich zu einem einzigen, umfas-

senden und modernisierten Förderangebot gebündelt und inhaltlich optimiert werden. Dabei 

soll die Adressatenfreundlichkeit und Attraktivität der Förderung deutlich gesteigert, diese 

noch stärker auf ambitioniertere Maßnahmen gelenkt, die Antragsverfahren deutlich verein-

facht und die Mittelausstattung des Programms erhöht werden. 

Mit der Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) wird die energetische Gebäudeförde-

rung des Bundes daher in Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 und der Förderstra-

tegie des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) „Energieeffizienz und 

Wärme aus Erneuerbaren Energien“ neu aufgesetzt. Die BEG ersetzt die bestehenden Pro-

gramme CO2-Gebäudesanierungsprogramm (EBS-Programme), Marktanreizprogramm für 

erneuerbare Energien im Wärmemarkt (MAP), Anreizprogramm Energieeffizienz (APEE) und 

Heizungsoptimierungsprogramm (HZO). Bewährte Elemente aus diesen Programmen wer-

den übernommen, weiterentwickelt und in den neuen Richtlinien zu den drei Teilprogrammen 

der BEG gebündelt. Durch Integration der vier bisherigen Bundesförderprogramme werden 

die Förderung von Effizienz und erneuerbaren Energien im Gebäudebereich erstmals zu-

sammengeführt. Die BEG soll die inhaltliche Komplexität der bisherigen Förderprogramme 

reduzieren und sie damit zugänglicher und verständlicher für die Bürger, Unternehmen und 

Kommunen machen. Die Anreizwirkung für Investitionen in Energieeffizienz und erneuerbare 

Energien soll spürbar verstärkt werden. Die BEG soll die Förderung um Nachhaltigkeitsas-

pekte und Digitalisierungsmaßnahmen weiterentwickeln bzw. ergänzen und damit neben der 

Betriebsphase von Gebäuden auch die Treibhausgasemissionen aus der Herstellungsphase 

einschl. vorgelagerter Lieferketten noch stärker berücksichtigen. Die Förderung wird künftig 

den Lebenszyklusansatz des Nachhaltigen Bauens über die Einführung von Effizienzhaus-

NH Klassen stärker berücksichtigen. Darüber hinaus soll bis 2023 geprüft werden, inwieweit 

Nachhaltigkeitspaket und Erneuerbaren-Energien Paket auch kumulativ miteinander verbun-

den werden können, ob die NH-Klassen auch um Bestandsmaßnahmen (Wohngebäude) er-

weitert werden können und ob die Emissionen, die aus der Produktion von Baustoffen, Bau-

teilen und Anlagentechnik entstehen, noch stärker in der Förderung berücksichtigt werden 

können. Darüber hinaus integriert die BEG Naturschutzbelange und trägt damit auch zur 

Umsetzung der nationalen Strategie zur Biologischen Vielfalt und des Masterplans „Stadtna-

tur“ bei. Mit der BEG sollen die Förderbedingungen für Wohn- und Nichtwohngebäude ange-

glichen werden, einschließlich der Förderung der energetischen Fachplanung und späteren 

Baubegleitung. Zudem soll die BEG Schnittstellen zur Energieberatung für Wohn- und Nicht-

wohngebäude verbessern und insbesondere vollständig umgesetzte individuelle Sanierungs-

fahrpläne erstmals in der investiven Förderung berücksichtigen. Schließlich soll die BEG An-

tragsverfahren vereinfachen: Antragsteller sollen für ein Sanierungsvorhaben auf der Grund-

lage eines einzigen Antrags mit der BEG eine Förderung für alle relevanten Teilaspekte – 

Energieeffizienz, erneuerbare Energien, Fachplanung und Baubegleitung – aus einem För-

derprogramm erhalten können. Die BEG verfolgt bewusst einen technologieoffenen Ansatz. 

Zudem erfolgt die Förderung ab 2023 in jedem Fördertatbestand wahlweise als direkter In-

vestitionszuschuss des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), oder als 

zinsverbilligter Förderkredit mit Tilgungszuschuss der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). 

Das BMWi berücksichtigt mit diesen Förderoptionen die unterschiedlichen Finanzierungsbe-

dürfnisse der Bauherren. 

Für die BEG wird eine jährliche Programmevaluierung durchgeführt, die die Effizienz des Mit-

teleinsatz im Hinblick auf die erzielten CO2-Einsparungen und die Kohärenz zur CO2-Beprei-

sung untersucht und in deren Rahmen auch die Menge der energetischen Biomassenutzung 
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durch die geförderten Maßnahmen, die Auswirkungen auf die Luftqualität sowie perspekti-

visch auch Angaben zum Energieverbrauch berücksichtigt werden. Parallel zur jährlichen 

Programmevaluierung erfolgt im Hinblick auf die Einhaltung der EU-rechtlichen Vorgaben der 

NEC-Richtlinie ein engmaschiges vierteljährliches Monitoring der Förderung im Bereich der 

Biomasseheizungen mit Datenaustausch zwischen BAFA, KfW, Umweltbundesamt und 

DBFZ, um kurzfristig auf Fehlentwicklungen reagieren zu können. Auf Grundlage der Pro-

grammevaluierungen erfolgt im Jahr 2023 eine Überprüfung der Wirkungen der BEG mit 

dem Ziel ihrer weiteren Optimierung; dabei werden auch die bestehenden Effizienzhaus- und 

Effizienzgebäudestufen und -klassen mit Blick auf ihren Beitrag zu den 2030-und den 2050-

Zielen überprüft. Im Jahr 2023 wird auf der Grundlage der Evaluierungen, sowie eines hierfür 

bis zum Jahr 2023 zu erstellenden wissenschaftlichen Gutachtens – bei dessen Erstellung 

die Ressorts  

̶ Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat,  

̶ Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit und  

̶ Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft   

in die wesentlichen Besprechungen mit den Gutachtern eingebunden werden – ferner ge-

prüft werden, ob und gegebenenfalls wie durch eine Neuzuordnung der technischen Min-

destanforderungen QP und H´T im Sinne einer weiteren Spreizung bei den Effizienzhaus- und 

Effizienzgebäudestufen im Neubau und in der Sanierung der Beitrag des Programms zu den 

2030- und 2050-Zielen insgesamt erhöht werden kann. Zusätzlich erfolgt eine ergebnisoffene 

Prüfung der Beiträge einer potentiellen Förderung besonders emissionsarmer Wohnraumfeu-

erungen mit Einbindung in ein erneuerbares Heizsystem (EE-Hybrid) zu Klimaschutz und 

Luftreinhaltung. Um die Verwendung von Technologien mit niedrigen oder keinen Klimaaus-

wirkungen zu fördern, wird die Bundesregierung bis spätestens 1. Januar 2025 überprüfen 

und bewerten, ob Wärmepumpen und Klimaanlagen, die fluorierte Treibhausgase enthalten, 

von der Förderung im Rahmen der BEG künftig ausgeschlossen werden.  

Die BEG ist für eine leichtere Zugänglichkeit der einzelnen Zielgruppen in eine Grundstruktur 

mit drei Teilprogrammen aufgeteilt: In die „Bundesförderung für effiziente Gebäude – Wohn-

gebäude“ (BEG WG), die „Bundesförderung für effiziente Gebäude – Nichtwohngebäude“ 

(BEG NWG) und die „Bundesförderung für effiziente Gebäude – Einzelmaßnahmen“ 

(BEG EM).  

Das Teilprogramm BEG EM, dem diese Richtlinie zugrunde liegt, betrifft die Förderung von 

Einzelmaßnahmen zur energetischen Sanierung von Wohngebäuden und Nichtwohngebäu-

den.  

2 Rechtsgrundlagen 

Der Bund gewährt, über die mit der Umsetzung dieser Richtlinie beauftragten Förderinstitute 

KfW und BAFA, Förderungen auf Grundlage dieser Richtlinie, die nach Maßgabe insbeson-

dere folgender Regelungen in der jeweils gültigen Fassung erlassen worden ist:  

− §§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) sowie den zu diesen Regelungen er-

lassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsordnung; 

− Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P); 

wobei hinsichtlich der ANBest-P anstelle von Nummer 3.1 ab dem dort genannten 

Schwellenwert folgende Regelung gilt: Der Zuwendungsempfänger hat Aufträge nur an 
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fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu 

wirtschaftlichen Bedingungen zu vergeben. Soweit möglich, sind dazu mindestens drei 

Angebote einzuholen. Verfahren und Ergebnisse sind zu dokumentieren; 

− Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung an Gebietskör-

perschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften (ANBest-P-Gk) 

− Gebäudeenergiegesetz (GEG) vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728); 

− Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

17. Mai 2013, das zuletzt durch Artikel 103 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I 

S. 1328) geändert worden ist, und Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bun-

des-Immissionsschutzgesetz (TA Lärm); 

− Verordnung (EU) Nummer 1369/2017 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. Juli 2017 zur Festlegung eines Rahmens für die Energieverbrauchskennzeichnung 

und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/30/EU (ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 1) (Energie-

verbrauchskennzeichnungs-VO); 

Die in diesem Abschnitt genannten Vorschriften der BHO, die zu diesen Regelungen erlasse-

nen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften sowie die Vorschriften der ANBest-P und der AN-

Best-P-Gk sind durch die KfW anzuwenden oder sinngemäß vertragsrechtlich umzusetzen. 

Das Nähere regelt der zwischen Bund und KfW abzuschließende Mandatarvertrag. 

3 Begriffsbestimmungen  

Im Sinne dieser Richtlinie sind 

a) „Bestandsgebäude“: Gebäude, deren Bauantrag bzw. Bauanzeige zum Zeitpunkt der 

Antragstellung mindestens fünf Jahre zurückliegt; 

b) „Contractoren“: natürliche und juristische Personen, die in Einrichtungen oder Räum-

lichkeiten eines Contractingnehmers Dienstleistungen zur Steigerung der Energieeffizi-

enz oder zur gebäudenahen Energieversorgung aus erneuerbaren Energien erbringen, 

Investitionen tätigen oder Energieeffizienzmaßnahmen durchführen und dabei in eige-

nem Namen und auf eigene Rechnung handeln und das finanzielle Risiko tragen, wobei 

sich das Entgelt für die erbrachten Dienstleistungen ganz oder teilweise nach der Erzie-

lung von Energieeffizienzverbesserungen und der Versorgung des Gebäudes mit erneu-

erbarer Energie richtet; 

c) „Durchführer“: Die mit der Durchführung dieser Richtlinie jeweils beauftragten Förderin-

stitute KfW und BAFA; 

d) „energetische Sanierungsmaßnahmen“: Alle Ein-, Umbau- und Optimierungsmaßnah-

men an der Gebäudehülle oder der Anlagentechnik des Gebäudes, die am Gebäude o-

der im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang zum Gebäude vorgenommen werden 

und auf die Verringerung des nicht-erneuerbaren Primärenergiebedarfs oder Transmissi-

onswärmeverlustes gerichtet sind, wie beispielsweise die Wärmedämmung von Wänden 

und Dachflächen, die Erneuerung von Fenstern und Außentüren, die Erneuerung der 

Heizungsanlage im Gebäude oder der Einbau von Anlagen zur Heizungsunterstützung, 

die erneuerbare Energien nutzen, der Einbau von Geräten zur digitalen Energiever-

brauchsoptimierung, oder die Errichtung eines unterirdischen Wärmespeichers neben 

dem Gebäude; 

e) „Effizienzgebäude“: Nichtwohngebäude, die sich durch eine energetisch optimierte Bau-

weise und Anlagentechnik auszeichnen und die mit der Richtlinie BEG NWG festgelegten 
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technischen Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz (Bezugsgröße: Pri-

märenergiebedarf QP) und an die Energieeffizienz der Gebäudehülle (Bezugsgröße: Mit-

telwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten Ū) für eine Effizienzgebäudestufe erreichen.  

f) „Effizienzhaus“: Wohngebäude, die sich durch eine energetisch optimierte Bauweise 

und Anlagentechnik auszeichnen und die die mit der Richtlinie BEG WG festgelegten 

technischen Mindestanforderungen definierten Vorgaben an die Gesamtenergieeffizienz 

(Bezugsgröße: Primärenergiebedarf QP) und an die Energieeffizienz der Gebäudehülle 

(Bezugsgröße: Transmissionswärmeverlust HT`) für eine Effizienzhausstufe erreichen. 

g) „Energieeffizienz-Experte“: Alle in der Expertenliste unter www.energie-effizienz-exper-

ten.de in den Kategorien „Wohngebäude“, „Nichtwohngebäude“ und „Effizienzhaus Denk-

mal sowie Baudenkmale und sonstige besonders erhaltenswerte Bausubstanz“ geführten 

Personen. 

h) „Erneuerbare Energien“: Energie im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 

2018/2001 vom 11. Dezember 2018 (Erneuerbare-Energien-Richtlinie 2018); 

i) „Fachunternehmer“: Personen bzw. Unternehmen, die auf einen oder mehrere Leis-

tungsbereiche (Gewerke) der Bauausführung spezialisiert und in diesem Bereich ge-

werblich tätig sind;  

j) „Gebäudenetz“: nicht-öffentliches Wärmenetz zur ausschließlichen Eigenversorgung 

von mindestens zwei Gebäuden auf einem Grundstück oder mehreren Grundstücken ei-

nes Eigentümers, bestehend aus folgenden Komponenten: Wärmeerzeugung, gegebe-

nenfalls Wärmespeicherung, Wärmeverteilung, Steuer-, Mess- und Regelungstechnik, 

sowie Wärmeübergabestationen; 

k) „Nichtwohngebäude“: Gebäude, die keine Wohngebäude im Sinne von § 3 Absatz 1 

Nummer 33 GEG sind, also nach ihrer Zweckbestimmung nicht überwiegend dem Woh-

nen dienen. Hierzu gehören auch Boardinghäuser (als gewerbliche Beherbergungsbe-

triebe mit hotelähnlichen Leistungen). Keine Nichtwohngebäude im Sinne dieser Richtli-

nie sind Ferienhäuser und -wohnungen sowie Wochenendhäuser; 

l) „Technische Mindestanforderungen“: Die in der Anlage aufgeführten technischen An-

forderungen zu den einzelnen Fördertatbeständen dieser Richtlinie; beispielsweise an 

die Dämmung von Außenwänden;  

m) „Umfeldmaßnahmen“: Alle Maßnahmen, die zur Vorbereitung und Umsetzung eines Sa-

nierungsvorhabens oder zur Inbetriebnahme von dabei eingebauten Anlagen erforderlich 

sind; hierzu zählen beispielsweise: Energetische Planung, Arbeiten zur Baustelleneinrich-

tung, Rüst- und Entsorgungsarbeiten, Baustoffuntersuchungen und bautechnische Vor-

untersuchungen, Verlegungs- und Wiederherstellungsarbeiten, Deinstallation und Entsor-

gung von Altanlagen, Maßnahmen zur Einregulierung geförderter Wärmeerzeuger, Maß-

nahmen zur Optimierung des Heizungsverteilsystems zur Absenkung der Systemtempe-

ratur, die Erschließung von Wärmequellen für Wärmepumpen, Anschlussleitungen von 

geförderten Anlagen und von Systemen zur digitalen Betriebs- und Verbrauchsoptimie-

rung. Zu den Umfeldmaßnahmen gehören auch Maßnahmen zum Erhalt und zur Neuan-

lage von Nistkästen für Gebäudebrüter sowie zum Erhalt und zur Neuanlage von Fassa-

den- und Dachbegrünung; 
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n) „Wohneinheiten“: in einem abgeschlossenen Zusammenhang liegende und zu dauer-

haften Wohnzwecken bestimmte Räume in Wohngebäuden, die die Führung eines eige-

nen Haushalts ermöglichen und daher mindestens über die nachfolgende Ausstattung 

verfügen: eigener abschließbarer Zugang, Versorgungsanschlüsse für eine Küche, Ba-

dezimmer und Toilette; 

o) „Wohngebäude“: Gebäude nach § 3 Absatz 1 Nummer 33 GEG, die nach ihrer Zweck-

bestimmung überwiegend dem Wohnen dienen. Hierzu gehören auch Wohn-, Alten- und 

Pflegeheime und ähnliche Einrichtungen. Keine Wohngebäude im Sinne dieser Richtlinie 

sind Boardinghäuser (als gewerbliche Beherbergungsbetriebe mit hotelähnlichen Leistun-

gen), Ferienhäuser und -wohnungen sowie Wochenendhäuser. 

4 Förderziel und Förderzweck 

Ziel dieser Richtlinie ist es, Investitionen in Einzelmaßnahmen anzureizen, mit denen die 

Energieeffizienz und der Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch für Wärme 

und Kälte in Gebäuden in Deutschland gesteigert und die CO2-Emissionen des Gebäudesek-

tors in Deutschland gesenkt werden. Das Erreichen einer (neuen) Effizienzhaus- oder Effi-

zienzgebäudestufe durch die mit dieser Richtlinie geförderten Einzelmaßnahmen ist nicht er-

forderlich. Der Kohärenz zur CO2-Bepreisung, dem effizienten Mitteleinsatz im Hinblick auf 

die erzielten CO2-Einsparungen wird bei der Förderung Rechnung getragen.  

Die Förderrichtlinie trägt dazu bei, die Treibhausgasemissionen im Gebäudebereich bis 2030 

auf 70 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente zu mindern und somit sowohl die nationalen als 

auch die europäischen Energie- und Klimaziele bis 2030 zu erreichen. Die Förderrichtlinie 

setzt zudem die 2019 gefassten Beschlüsse des Klimakabinetts sowie das Klimaschutzpro-

gramm 2030 um. Mit dieser Richtlinie sollen pro Jahr etwa 150 000 Einzelmaßnahmen bei 

Wohn- und Nichtwohngebäuden zugesagt werden, mit einem Bruttoinvestitionsvolumen von 

ca. 6 Milliarden Euro, und dadurch die Menge der Treibhausgasemissionen um ca. 360 000 

Tonnen CO2 pro Jahr reduziert werden.  

5  Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Einzelmaßnahmen an Bestandsgebäuden, die den in der Anlage zu dieser 

Richtlinie niedergelegten technischen Mindestanforderungen entsprechen, durch Fachunter-

nehmen durchgeführt werden sowie zu einer Verbesserung des energetischen Niveaus des 

Gebäudes führen und damit zur Minderung von CO2-Emissionen, zur Erhöhung der Energie-

effizienz und des Anteils erneuerbarer Wärme und Kälte im Gebäudesektor in Deutschland 

beitragen.  

Das förderfähige Mindestinvestitionsvolumen liegt für Einzelmaßnahmen nach Nummer 5.1 

bis 5.3 bei 2 000 Euro (brutto) und nach Nummer 5.4 (Heizungsoptimierung) bei 300 Euro 

(brutto). 

 

5.1 Einzelmaßnahmen an der Gebäudehülle 

Gefördert werden Einzelmaßnahmen an Bestandsgebäuden zur Erhöhung der Energieeffizi-

enz des Gebäudes an der Gebäudehülle, die die in der Anlage zu dieser Richtlinie festgeleg-

ten technischen Mindestanforderungen erfüllen, darunter: 
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a) Dämmung der Gebäudehülle (von Außenwänden, Dachflächen, Geschossdecken und 

Bodenflächen), sowie Erneuerung/Aufbereitung von Vorhangfassaden; 

b) Austausch von Fenstern, Außentüren und -toren; 

c) Sommerlicher Wärmeschutz durch Ersatz oder erstmaligen Einbau von außenliegen-

den Sonnenschutzeinrichtungen mit optimierter Tageslichtversorgung.  

 

5.2 Anlagentechnik (außer Heizung) 

Gefördert wird der Einbau von Anlagentechnik in Bestandsgebäuden zur Erhöhung der Ener-

gieeffizienz des Gebäudes, die die in der Anlage zu dieser Richtlinie festgelegten techni-

schen Mindestanforderungen erfüllen, darunter  

a) Einbau, Austausch oder Optimierung raumlufttechnischer Anlagen inklusive 

Wärme-/Kälterückgewinnung; 

b) bei Wohngebäuden: Einbau digitaler Systeme zur energetischen Betriebs- und 

Verbrauchsoptimierung bzw. zur Verbesserung der Netzdienlichkeit der techni-

schen Anlagen des Gebäudes („Efficiency Smart Home“) oder des angeschlosse-

nen Gebäudenetzes im Sinne von 5.3 Buchstabe i; 

c) bei Nichtwohngebäuden: Einbau von Mess-, Steuer- und Regelungstechnik zur 

Realisierung eines Gebäudeautomatisierungsgrades mindestens der Klasse B 

nach DIN V 18599-11;  

d) bei Nichtwohngebäuden: Kältetechnik zur Raumkühlung; 

e) bei Nichtwohngebäuden: Einbau energieeffizienter Beleuchtungssysteme. 

Nicht gefördert werden  

̶ Eigenbauanlagen und Anlagen, die in weniger als vier Exemplaren betrieben wer-

den oder betrieben worden sind (Prototypen);  

̶ gebrauchte Anlagen und Anlagen mit wesentlich gebraucht erworbenen Anlagentei-

len. 

5.3 Anlagen zur Wärmeerzeugung (Heizungstechnik)  

Gefördert werden der Einbau von effizienten Wärmeerzeugern, von Anlagen zur Heizungs-

unterstützung und der Anschluss an ein Gebäude- oder Wärmenetz, das erneuerbare Ener-

gien für die Wärmeerzeugung mit einem Anteil von mindestens 25 Prozent einbindet. Vo-

raussetzung ist, dass es sich bei dem betreffenden Gebäude um ein Bestandsgebäude han-

delt und mit der Maßnahme die Energieeffizienz des Gebäudes und/oder der Anteil erneuer-

barer Energien am Endenergieverbrauch des Gebäudes erhöht und der Einbau mit einer Op-

timierung des gesamten Heizungsverteilsystems (inklusive Durchführung des hydraulischen 

Abgleichs) verbunden wird.  

Nicht gefördert werden  

̶ Eigenbauanlagen und Anlagen, die in weniger als vier Exemplaren betrieben wer-

den oder betrieben worden sind (Prototypen);  

̶ gebrauchte Anlagen und Anlagen mit wesentlich gebraucht erworbenen Anlagentei-

len; 



 

Seite 8 von 27 
 

̶ Energieerzeugungsanlagen, für die eine Förderung nach dem Gesetz für den Aus-

bau Erneuerbarer Energien (EEG) oder nach dem Gesetz für die Erhaltung, die Mo-

dernisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung (KWKG, KWKAusVO) in 

Anspruch genommen wird. Von dieser Regel ausgenommen sind Biomasseanlagen 

zur kombinierten Strom- und Wärmeerzeugung nach Maßgabe der Nummer 8.7 

Satz 5. 

a) Austauschprämie für Ölheizungen 

 Wird eine Heizungsanlage die mit dem Brennstoff Öl betrieben wird ausgetauscht ge-

gen eine Biomasse-Anlage, Wärmepumpe, Hybridanlage, innovative Heizungstechnik 

auf Basis erneuerbarer Energien oder gegen eine Wärmeübergabestation eines Netzes 

mit einem Mindestanteil erneuerbarer Energien, wird ein Bonus von 10 Prozentpunkten 

auf den gemäß dieser Richtlinie gewährten prozentualen Fördersatz der zu errichten-

den Anlage gewährt werden. Damit ergeben sich folgende Fördersätze: 

̶  40 Prozent der förderfähigen Investitionskosten bei einem Austausch Ölhei-

zung gegen Gas-Hybridheizung gemäß Nummer 5.3 Buchstabe c oder gegen 

eine Wärmeübergabestation eines Netzes mit einem Anteil erneuerbarer 

Energien von mindestens 25 Prozent gemäß Nummer 5.3 i;  

̶  45 Prozent der förderfähigen Investitionskosten bei einem Austausch Ölhei-

zung gegen Biomasse-Anlagen (50 Prozent bei Einhaltung eines Emissions-

grenzwertes für Feinstaub von maximal 2,5 mg/m3 (Innovationsbonus Bio-

masse)) gemäß Nummer 5.3 Buchstabe e oder Wärmepumpe gemäß Num-

mer 5.3 Buchstabe f oder innovative Heizungstechnik auf Basis erneuerbarer 

Energien gemäß Nummer 5.3 Buchstabe g gegen eine Wärmeübergabesta-

tion eines Netzes gemäß Nummer 5.3 Buchstabe i mit einem Anteil erneuer-

barer Energien von mindestens 55 Prozent oder gegen einen EE-Hybrid ge-

mäß Nummer 5.3 Buchstabe h).  

b) Gas-Brennwertheizungen („Renewable Ready“) 

Gefördert wird die Errichtung effizienter Gas-Brennwertheizungen, wenn diese bereits 

weitestgehend auf eine künftige Einbindung erneuerbarer Energien vorbereitet sind 

(„Renewable Ready“), und überwiegend (d. h. mit mehr als 50 Prozent der erzeugten 

Wärme) mindestens einem der folgenden Zwecke dienen: 

̶ Warmwasserbereitung, 

̶ Raumheizung, 

̶ kombinierte Warmwasserbereitung und Raumheizung,  

̶ die Zuführung der Wärme in ein Wärmenetz im Sinne von Nummer 5.3 Buch-

stabe i. 

Die Förderung erfolgt unter der auflösenden Bedingung, dass die Einbindung er-

neuerbarer Energien zur Umwandlung der Anlage in eine Hybridanlage gemäß 

Nummer 5.3 Buchstabe c innerhalb von zwei Jahren nach Inbetriebnahme erfolgt 

und setzt ferner die Einhaltung der in der Anlage zu dieser Richtlinie festgelegten 

technischen Mindestanforderungen voraus. 

c) Gas-Hybridheizungen 

 Gefördert wird die Errichtung von Anlagen, die Gas-Brennwerttechnik mit einer oder 

mehreren Technologie-Komponenten zur thermischen Nutzung erneuerbarer Energien 

(z. B. Solar-, Wärmepumpe-, Biomasseanlage) kombinieren, über eine gemeinsame 
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Steuerung verfügen, so dass ein effizienter Anlagenbetrieb gewährleistet ist, und die in 

der Anlage zu dieser Richtlinie festgelegten technischen Mindestanforderungen erfül-

len. Dabei muss die thermische Leistung des regenerativen Wärmerzeugers einer Hyb-

rid-Anlage mindestens 25 Prozent der Heizlast des versorgten Gebäudes (Gebäude-

heizlast) betragen. Die Anlagen müssen überwiegend (d. h. mit mehr als 50 Prozent 

der erzeugten Wärme) mindestens einem der folgenden Zwecke dienen: 

̶ Warmwasserbereitung, 

̶ Raumheizung, 

̶ kombinierte Warmwasserbereitung und Raumheizung,  

̶ die Zuführung der Wärme in ein Wärmenetz im Sinne von Nummer 5.3 Buch-

stabe i. 

d) Solarkollektoranlagen 

 Gefördert wird die Errichtung oder Erweiterung von Solarkollektoranlagen zur thermi-

schen Nutzung in bestehenden Wohn- und Nichtwohngebäuden, die überwiegend (d. 

h. mit mehr als 50 Prozent der erzeugten Wärme bzw. Kälte) mindestens einem der fol-

genden Zwecke dienen: 

̶ Warmwasserbereitung, 

̶ Raumheizung, 

̶ kombinierte Warmwasserbereitung und Raumheizung,  

̶ solare Kälteerzeugung, 

̶ die Zuführung der Wärme und/oder Kälte in ein Wärme- und/oder Kältenetz im 

Sinne von Nummer 5.3 Buchstabe i. 

Nicht förderfähig sind Solaranlagen mit Kollektoren ohne transparente Abdeckung 

auf der Frontseite (z. B. Schwimmbadabsorber).  

Große Solarkollektoranlagen mit mindestens 20 m2 Bruttokollektorfläche können 

alternativ zur Förderung durch Anteilsfinanzierung im Rahmen einer „ertragsab-

hängigen Förderung“ gefördert werden, wenn die in den Technischen Mindestan-

forderungen gestellten Voraussetzungen erfüllt sind. 

e) Biomasseheizungen 

 Gefördert wird die Errichtung oder Erweiterung von Biomasseanlagen für die thermi-

sche Nutzung ab mindestens 5 kW Nennwärmeleistung, die die in der Anlage zu dieser 

Richtlinie festgelegten technischen Mindestanforderungen erfüllen und müssen über-

wiegend (d. h. mit mehr als 50 Prozent der erzeugten Wärme) mindestens einem der 

folgenden Zwecke dienen: 

̶ Warmwasserbereitung, 

̶ Raumheizung, 

̶ kombinierte Warmwasserbereitung und Raumheizung,  

̶ die Zuführung der Wärme in ein Wärmenetz im Sinne von Nummer 5.3 Buch-

stabe i.  

Gefördert werden danach insbesondere: 

̶  Kessel zur Verbrennung von Biomassepellets und -hackschnitzeln, 
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̶  Pelletöfen mit Wassertasche, 

̶  Kombinationskessel zur Verbrennung von Biomassepellets bzw. -hackgut und 

Scheitholz, 

̶  besonders emissionsarme Scheitholzvergaserkessel. 

Nicht gefördert werden: 

̶  Luftgeführte Pelletöfen, 

̶ handbeschickte Einzelöfen, 

̶  Anlagen, die überwiegend der Verfeuerung von Abfallstoffen aus der gewerbli-

chen Be- und Verarbeitung von Holz dienen, außer es handelt sich um Altholz 

der Kategorie A1 (naturbelassenes oder lediglich mechanisch bearbeitetes 

Altholz) 

̶ Biomasseanlagen, die unter Naturzugbedingungen arbeiten, 

̶  Anlagen zum Einsatz von Biomasse, für die die Verordnung über die Verbren-

nung und die Mitverbrennung von Abfällen (17. BImSchV) in der jeweils gülti-

gen Fassung zur Anwendung kommt, 

̶  Anlagen zur Beseitigung bestimmter Abfälle, die einer Behandlung vor einer 

Ablagerung zugeführt werden. 

f) Wärmepumpen 

 Gefördert wird die Errichtung sowie die Nachrüstung von effizienten Wärmepumpen, 

die die in der Anlage zu dieser Richtlinie festgelegten technischen Mindestanforderun-

gen erfüllen und überwiegend (d. h. mit mehr als 50 Prozent der erzeugten Wärme) 

mindestens einem der folgenden Zwecke dienen: 

̶ Raumheizung, 

̶ kombinierte Warmwasserbereitung und Raumheizung,  

̶ die Zuführung der Wärme in ein Wärmenetz im Sinne von Nummer 5.3 Buch-

stabe i; 

sowie die Nachrüstung bivalenter Systeme mit Wärmepumpen.  

g) Innovative Heizungstechnik auf Basis erneuerbarer Energien 

 Gefördert wird die Errichtung von innovativen effizienten Heizungsanlagen, die auf der 

Nutzung von erneuerbaren Energien basieren und die die in der Anlage zu dieser 

Richtlinie festgelegten technischen Mindestanforderungen erfüllen, insbesondere er-

neuerbare Energien für die Wärmeerzeugung mit einem Anteil von mindestens 80 Pro-

zent einbinden, und überwiegend (d. h. mit mehr als 50 Prozent der erzeugten Wärme) 

mindestens einem der folgenden Zwecke dienen: 

̶ Warmwasserbereitung, 

̶ Raumheizung, 

̶ kombinierte Warmwasserbereitung und Raumheizung, 

̶ die Zuführung der Wärme in ein Wärmenetz im Sinne von Nummer 5.3 Buch-

stabe i. 
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Ausgeschlossen bleibt auch hier die Förderung von Eigenbauanlagen und Anlagen, die 

in weniger als vier Exemplaren betrieben werden oder betrieben worden sind (Prototy-

pen). 

h) Erneuerbare Energien-Hybridheizungen (EE-Hybride) 

 Gefördert wird die Errichtung von Kombinationen von Heizungssystemen, die jeweils 

auf der Nutzung von erneuerbaren Energien basieren (EE-Hybride), also von Kombina-

tionen von Heizungssystemen nach Nummer 5.3 Buchstabe d, e, f oder Bbuchstabe g. 

Voraussetzung dafür ist, dass die einzelnen Heizungssysteme aus denen der EE-Hyb-

rid kombiniert wird die jeweils einschlägigen technischen Vorgaben nach Nummer 5.3 

Buchstabe d, e, f oder Buchstabe g erfüllen. 

i) Gebäudenetz und Anschluss an ein Gebäudenetz oder Wärmenetz 

 Gefördert wird die Errichtung oder Erweiterung eines nicht-öffentlichen Wärmenetzes 

(„Gebäudenetz“) zur ausschließlichen Eigenversorgung von mindestens zwei Gebäu-

den auf einem Grundstück oder mehreren Grundstücken eines Eigentümers, beste-

hend aus folgenden Komponenten: Wärmeerzeugung, gegebenenfalls Wärmespeiche-

rung, Wärmeverteilung, Steuer-, Mess- und Regelungstechnik, sowie Wärmeübergabe-

stationen. Förderfähig ist das Gebäudenetz sowie sämtliche seiner Komponenten ein-

schließlich der Kosten der Installation, Inbetriebnahme und notwendiger Umfeldmaß-

nahmen (z. B. Baustelleneinrichtung, Deinstallation und Entsorgung von Altanlagen in 

den Gebäuden, Optimierung des Heizungsverteilsystems in den Gebäuden) wenn es 

die in der Anlage zu dieser Richtlinie festgelegten technischen Mindestanforderungen 

erfüllt, insbesondere die Wärmeerzeugung mit der das Gebäudenetz gespeist wird zu 

mindestens 25 Prozent durch erneuerbare Energien erfolgt und kein Öl als Brennstoff 

eingesetzt wird.  

 Gefördert wird als Alternative zur Nutzung einer gebäudeindividuellen Heizung ferner 

der Anschluss bzw. die Erneuerung eines Anschlusses: an ein Gebäudenetz, wenn 

dieses die in der Anlage zu dieser Richtlinie festgelegten technischen Mindestanforde-

rungen für Gebäudenetze erfüllt; und an ein öffentliches Wärmenetz, wenn dessen 

Wärmeerzeugung zu mindestens 25 Prozent durch erneuerbare Energien gespeist 

wird. Die Förderung umfasst die Kosten für Wärmeübergabestation und Rohrnetz (im 

Fall eines öffentlichen Wärmenetzes nur, sofern diese Komponenten nicht im Eigentum 

des Wärmenetzbetreibers verbleiben), sowie die Kosten der Installation, Inbetrieb-

nahme und notwendiger Umfeldmaßnahmen. Dazu gehören ebenfalls Maßnahmen im 

Gebäude zur Anpassung der Heizwärmeverteilung oder Gebäudeheiztechnik an niedri-

gere Vorlauftemperaturen oder zur Erreichung niedrigerer Rücklauftemperaturen bei 

Gebäudenetzen.   

j) Maßnahmen zur Visualisierung des Ertrags Erneuerbarer Energien 

 Im Fall einer Förderung nach Nummer 5.3 Buchstabe c bis h ergänzend förderfähig 

sind Anlagen (Hard- inklusive Software) zur Visualisierung des Ertrags Erneuerbarer 

Energien. Förderfähige Visualisierungsmaßnahmen sind Maßnahmen, die darauf ab-

zielen, eine Visualisierung des Ertrags einer Anlage zur Nutzung erneuerbarer Ener-

gien für die Wärme- oder Kälteerzeugung, und/oder eine Veranschaulichung dieser 

Technologie z. B. durch elektronische Anzeigetafeln in allgemein zugänglichen Räu-

men insbesondere in Einrichtungen wie den folgenden zu erreichen: Berufsschulen, 

Technikerschulen, Berufsbildungszentren, überbetrieblichen Ausbildungsstätten bei 
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den Kammern, allgemeinbildenden Schulen, Fachhochschulen, Universitäten sowie in 

öffentlichen Einrichtungen der Kommunen oder gemeinnütziger Träger oder Kirchen. 

 Förderfähig sind bei Visualisierungsmaßnahmen ausschließlich die Mehrausgaben für 

Investitionen, welche durch den konstruktiven Mehraufwand gegenüber einer ver-

gleichbaren, förderfähigen Standardanlage gleicher Bauart und Leistung entstehen, 

insbesondere zusätzliche Anlagenteile oder elektronische Anzeigetafeln. Der Mehrauf-

wand ist durch Herstellererklärung oder auf andere geeignete Weise nachzuweisen. 

Für jede Anlage zur Nutzung erneuerbarer Energien werden zusätzliche Maßnahmen 

nur einmalig bezuschusst. 

5.4 Heizungsoptimierung 

Gefördert werden sämtliche Maßnahmen zur Optimierung des Heizungsverteilsystems in Be-

standsgebäuden, mit denen die Energieeffizienz des Systems erhöht wird, wenn sie die in 

der Anlage zu dieser Richtlinie festgelegten technischen Mindestanforderungen erfüllen; 

hierzu gehören beispielsweise der hydraulische Abgleich der Heizungsanlage inklusive der 

Einstellung der Heizkurve, des Austauschs von Heizungspumpen sowie der Anpassung der 

Vorlauftemperatur und der Pumpenleistung, Maßnahmen zur Absenkung der Rücklauftem-

peratur bei Gebäudenetzen im Sinne von Nummer 5.3 Buchstabe i, im Fall einer Wärme-

pumpe auch die Optimierung der Wärmepumpe, die Dämmung von Rohrleitungen, der Ein-

bau von Flächenheizungen, von Niedertemperaturheizkörpern und von Wärmespeichern im 

Gebäude oder gebäudenah (auf dem Gebäudegrundstück) sowie Mess-, Steuer- und Rege-

lungstechniken. 

5.5 Fachplanung und Baubegleitung  

Gefördert werden energetische Fachplanungs- und Baubegleitungsleistungen im Zusam-

menhang mit der Umsetzung von nach Nummern 5.1 bis 5.4 geförderten Maßnahmen. 

Hierzu zählt auch eine akustische Fachplanung in Verbindung mit dem Leitfaden für die Ver-

besserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten der Bund/Länder-Arbeitsge-

meinschaft Immissionsschutz für relevante technische Anlagen (z. B. Luftwärmepumpen, Kli-

mageräte, Lüftungsanlagen, Klein-Windenergieanlagen sowie sonstige nicht genehmigungs-

bedürftige KWK-Anlagen) zur Einhaltung des Stands der Technik entsprechend § 22 BIm-

SchG. Diese Leistungen können nur gefördert werden, wenn sie durch einen Energieeffizi-

enz-Experten oder einen zusätzlich zu diesem beauftragten Dritten erbracht werden. Wird 

ein Dritter beauftragt, sind die durch ihn erbrachten Leistungen durch einen Energieeffizienz-

Experten auf Plausibilität hinsichtlich der sachlichen Richtigkeit zu prüfen und das Ergebnis 

dieser Prüfung zu dokumentieren. Dritte, die mit der Erbringung von Leistungen beauftragt 

werden sollen, dürfen nicht in einem Inhaber-, Gesellschafts- oder Beschäftigungsverhältnis 

zu den bauausführenden Unternehmen stehen oder Lieferungen und Leistungen für das 

Bauvorhaben vermitteln. 

6 Förderempfänger 

6.1 Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind: 

a) Privatpersonen und Wohnungseigentümergemeinschaften; 

b) freiberuflich Tätige; 
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c) Kommunale Gebietskörperschaften, kommunale Gemeinde- und Zweckverbände, sowie 

rechtlich unselbständige Eigenbetriebe von kommunalen Gebietskörperschaften, sofern 

diese zu Zwecken der Daseinsvorsorge handeln; 

d) Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts, zum Beispiel Kammern oder Ver-

bände; 

e) gemeinnützige Organisationen einschließlich Kirchen; 

f) Unternehmen, einschließlich Einzelunternehmer und kommunale Unternehmen; 

g) sonstige juristische Personen des Privatrechts, einschließlich Wohnungsbaugenossen-

schaften. 

Die Antragsberechtigung gilt für Eigentümer, Pächter oder Mieter des Grundstücks, Grund-

stücksteils, Gebäudes oder Gebäudeteils, auf oder in dem die Maßnahme umgesetzt werden 

soll, sowie für Contractoren. Die Antragsberechtigung von Pächtern, Mietern oder Contrac-

toren setzt zusätzlich voraus, dass diese eine schriftliche Erlaubnis des Eigentümers des je-

weiligen Grundstücks, Grundstücksteils, Gebäudes oder Gebäudeteils bzw. eine entspre-

chende vertragliche Regelung mit dem Eigentümer, die Maßnahme durchführen zu dürfen, 

nachweisen können. 

6.2 Nicht antragsberechtigt 

Nicht antragsberechtigt sind: 

− der Bund, die Bundesländer und deren Einrichtungen; 

− politische Parteien. 

− Antragsteller, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren beantragt oder eröffnet wor-

den ist, sowie Antragsteller, die eine eidesstattliche Versicherung gemäß § 807 der Zivil-

prozessordnung oder eine Vermögensauskunft gemäß § 802c der Zivilprozessordnung 

oder § 284 der Abgabenordnung abgegeben haben oder zu deren Abgabe verpflichtet 

sind. 

7 Fördervoraussetzungen 

7.1 Allgemeine Fördervoraussetzungen 

Gefördert werden ausschließlich Investitionsvorhaben, die auf dem Gebiet der Bundesrepub-

lik Deutschland durchgeführt werden. Weitere Voraussetzung ist, dass die geförderte Maß-

nahme zu einer Verbesserung des energetischen Niveaus des Gebäudes beiträgt. 

Die geförderten Anlagen oder durch die Einzelmaßnahme energetisch optimierten Gebäude-

teile sind mindestens zehn Jahre zweckentsprechend zu nutzen. Innerhalb dieses Zeitraums 

ist bei der Veräußerung eines geförderten Gebäudes oder einer geförderten Wohneinheit der 

Erwerber auf die Förderung, die Nutzungspflicht und das Verschlechterungsverbot für die 

energetische Qualität des Gebäudes nach § 46 und § 57 GEG hinzuweisen. Die Pflichten 

nach Nummer 7.1 und 9.7 sind hinsichtlich des geförderten Gebäudes im Rahmen des Kauf-

vertrags auf den Erwerber zu übertragen. Die Nutzungsänderung oder -aufgabe und der Ab-

riss eines geförderten Gebäudes oder einer geförderten Wohneinheit innerhalb dieses Zeit-

raums sind dem Durchführer, der die Förderung gewährt hat, durch den Antragsteller, bzw. 

im Fall einer Veräußerung durch den Erwerber, unverzüglich anzuzeigen. Der Durchführer ist 

in diesen Fällen berechtigt, die Förderung anteilig zurückzufordern, soweit der Förderzweck 

nicht mehr erreicht werden kann. 
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Bei der Veräußerung eines geförderten Gebäudes oder einer geförderten Wohneinheit be-

steht bei Gewährung eines Förderkredits die Verpflichtung, entweder vertraglich eine Über-

tragung des Kredites auf den Erwerber zu vereinbaren oder aber den Kredit innerhalb von 

sechs Monaten nach Abschluss des Kaufvertrags vollständig zu tilgen. 

7.2  Voraussetzungen für Contractoren 

Beantragt ein Contractor die Förderung, so ist zusätzlich die gemeinsam durch den Contrac-

tor und den oder die Contractingnehmer zu unterzeichnende Erklärung abzugeben, dass: 

− ein konsentierter Entwurf eines Contractingvertrags vorliegt, der den Contractor und den 

oder die Contractingnehmer als Vertragsparteien benennt und das Contractingverhältnis 

abschließend regelt. Der Vertrag muss inhaltlich die mit dem Förderantrag geltend ge-

machten Förderbestandteile umfassen. Unterschreitet die Laufzeit des Vertrags die in 

Nummer 7.1 geregelte Nutzungspflicht, so gelten die für den Fall einer Veräußerung gel-

tenden Hinweis-, Übertragungs- und Anzeigepflichten gemäß Nummer 7.1 entsprechend. 

Zum Ausschluss einer Doppelförderung muss der Vertrag einen Verzicht des Contrac-

tingnehmers auf die Geltendmachung eines eigenen Förderanspruchs enthalten; 

− der Contractor den Contractingnehmer über die Inanspruchnahme der Förderung sowie 

über die Höhe des maximalen Förderbetrags informiert hat; 

− alle Parteien der Prüfung gemäß Nummer 9.7 dieser Richtlinie zustimmen; 

− der Contractor und der oder die Contractingnehmer sich mit der Verwendungsnachweis-

prüfung durch den Fördergeber, von ihm mit der Prüfung beauftragte Stellen sowie den 

Bundesrechnungshof einverstanden erklären. Dazu muss ausdrücklich auch die Bereit-

schaft erklärt werden, dass Bücher, Belege und sonstige mit dem Fördervorhaben ver-

bundene geschäftliche und technische Unterlagen bereitgehalten und auf Anforderung 

vorgelegt werden, Auskünfte auch zu Zwecken der Evaluierung erteilt, und Vor-Ort-Prü-

fungen zugelassen werden.  

Für die nach Nummer 7.2 vorzulegende Erklärung kann der nach Nummer 9 zuständige 

Durchführer in Abstimmung mit dem BMWi den Contractoren ein verbindliches Muster vorge-

ben.  

7.3 Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln  

Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf die Förderung besteht nicht. Die Gewährung der 

Förderung erfolgt aufgrund pflichtgemäßen Ermessens. Die Gewährung der Förderung steht 

unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit der veranschlagten Haushaltsmittel. 

8 Art der Förderung, Spezielle Fördervoraussetzungen und Höhe der Förderung 

8.1 Art der Förderung 

Die Förderung erfolgt nach Wahl des Antragstellers als Projektförderung auf Ausgabenbasis 

in Form der Anteilfinanzierung (ein Teil der förderfähigen Kosten der Maßnahme wird geför-

dert), entweder durch einen nicht rückzahlbaren Investitionszuschuss („Zuschussförderung“) 

oder in Form eines Kredits mit Zinsverbilligung aus Bundesmitteln sowie Teilschuldenerlass 

durch einen Tilgungszuschuss aus Bundesmitteln („Kreditförderung“). Die Zuschuss- oder 

Kreditförderung ist vom Antragsteller bei dem nach Nummer 9 jeweils zuständigen Durchfüh-

rer zu beantragen. 
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8.2 Förderfähige Kosten 

Förderfähige Kosten sind die vom Antragsteller für die energetische Maßnahme tatsächlich 

zu tragenden Bruttokosten (einschließlich Mehrwertsteuer); sofern für Teile des Investitions-

vorhabens eine Vorsteuerabzugsberechtigung des Antragstellers besteht, können nur die 

Nettokosten (ohne Mehrwertsteuer) berücksichtigt werden. Förderfähige Kosten sind: 

a) Energetische Sanierungsmaßnahmen 

Zu den förderfähigen Kosten gehören neben den direkt mit der energetischen Sanie-

rungsmaßnahme verbundenen Materialkosten jeweils auch die Kosten für den fachge-

rechten Einbau bzw. die Installation, die Kosten für die Inbetriebnahme von Anlagen, so-

wie die Kosten der zur Durchführung der Maßnahme erforderlichen Umfeldmaßnahmen, 

bspw. bei der Dämmung der Außenwände auch die Kosten der Baustelleneinrichtung 

einschließlich der Errichtung eines Baugerüstes, oder beim Einbau einer Erdwärme-

pumpe bspw. auch die Kosten der Deinstallation und Entsorgung der Altanlage und der 

Optimierung des Heizungsverteilsystems zur Absenkung der Systemtemperatur, sowie 

die Erschließung der Wärmequelle und die zugehörigen Anschlussleitungen sowie deren 

Verlegung. 

b) Fachplanung und Baubegleitung 

Förderfähig sind die Kosten für energetische Fachplanungs- und Baubegleitungsleistun-

gen einschließlich einer akustischen Fachplanung von nach Nummern 5.1 bis 5.4 geför-

derten Maßnahmen, die durch den Experten der Energie-Effizienz-Experten Liste dem 

Antragsteller in Rechnung gestellt werden, einschließlich der Kosten der Einbindung des 

Experten in das Förderverfahren bzw. im Fall der Beauftragung eines Dritten mit diesen 

Leistungen für die von diesem Dritten in Rechnung gestellten Kosten sowie die Kosten 

der Überprüfung dieser Leistungen durch den Energieeffizienz-Experten auf Plausibilität.  

8.3 Höchstgrenze förderfähiger Kosten  

Die in Nummer 8.2 genannten Kosten können im Wege der Kredit- oder Zuschussförderung, 

pro Antrag und Kalenderjahr, bis zur Höhe der folgenden Höchstbeträge gefördert werden 

(Höchstgrenze): 

8.3.1 Höchstgrenzen bei Wohngebäuden (WG)  

a) energetische Sanierungsmaßnahmen 

Förderfähige Kosten für energetische Sanierungsmaßnahmen nach Nummer 8.2 Buch-

stabe a sind gedeckelt auf 60 000 Euro pro Wohneinheit; 

b) Baubegleitung 

Förderfähige Kosten für die Fachplanung und Baubegleitung nach Nummer 8.2 Buch-

stabe b sind gedeckelt auf 5 000 Euro bei Ein- und Zweifamilienhäusern, und bei Mehr-

familienhäusern mit drei oder mehr Wohneinheiten auf 2 000 Euro pro Wohneinheit, ins-

gesamt auf maximal 20 000 Euro pro Zusage/Zuwendungsbescheid. 

8.3.2 Höchstgrenzen bei Nichtwohngebäuden (NWG)  

a) energetische Sanierungsmaßnahmen 

Förderfähige Kosten für energetische Sanierungsmaßnahmen nach Nummer 8.2 Buch-

stabe a sind gedeckelt auf 1 000 Euro pro Quadratmeter Nettogrundfläche, insgesamt 

auf maximal 15 Millionen Euro; 

b) Baubegleitung 
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Förderfähige Kosten für die Fachplanung und Baubegleitung nach Nummer 8.2 Buch-

stabe b sind gedeckelt auf 5 Euro pro Quadratmeter Nettogrundfläche, insgesamt auf 

maximal 20 000 Euro pro Zusage/Zuwendungsbescheid. 

8.4 Zuschuss  

Der Zuschuss wird gewährt als Anteilfinanzierung durch einen nicht rückzahlbaren Investiti-

onszuschuss in Höhe des jeweiligen Fördersatzes unter Bezugnahme auf die für diesen För-

dersatz jeweils relevanten förderfähigen Kosten. Werden verschiedene Einzelmaßnahmen 

mit unterschiedlichen Fördersätzen umgesetzt (z. B. Austausch der Heizung und Maßnah-

men an der Gebäudehülle), müssen daher den unterschiedlichen Fördersätzen die jeweils 

relevanten Kosten zugeordnet werden. Die maximale Höhe der Förderung ist dabei insge-

samt begrenzt durch die Höchstgrenze der förderfähigen Kosten nach Nummer 8.3. 

8.4.1 Fördersätze Einzelmaßnahme  

Die Höhe des Zuschusses bemisst sich nach einem Prozentsatz der für die jeweilige Einzel-

maßnahme einschließlich der erforderlichen Umfeldmaßnahmen insgesamt entstandenen 

förderfähigen Kosten. Im Einzelnen gelten die nachfolgend genannten Prozentsätze: 

a) Einzelmaßnahmen an der Gebäudehülle 

Für Maßnahmen nach Nummer 5.1 beträgt der Fördersatz 20 Prozent. 

b) Anlagentechnik (außer Heizung) 

Für Maßnahmen nach Nummer 5.2. beträgt der Fördersatz 20 Prozent. 

c) Anlagen zur Wärmeerzeugung (Heizungstechnik) 

̶ Für den Austausch von Ölheizungen nach Nummer 5.3 Buchstabe a wird ein Bonus 

von 10 Prozentpunkten gewährt; damit beträgt die Förderquote  

̶ 40 Prozent bei einem Austausch gegen eine Gas-Hybridheizung oder gegen 

eine Wärmeübergabestation eines Netzes mit einem Anteil erneuerbarer Ener-

gien von mindestens 25 Prozent; und  

̶ 45 Prozent bei einem Austausch gegen eine Biomasse-Anlage (50 Prozent bei 

Einhaltung eines Emissionsgrenzwertes für Feinstaub von maximal 2,5 mg/m3 

(Innovationsbonus Biomasse)) oder Wärmepumpe oder innovative Heizungs-

technik auf Basis erneuerbarer Energien, gegen eine Wärmeübergabestation 

eine Netzes mit einem Anteil erneuerbarer Energien von mindestens 55 Prozent 

oder gegen einen EE-Hybrid. 

̶ Für Gas-Brennwertheizungen („Renewable Ready“) nach Nummer 5.3 Buchstabe b 

beträgt die Förderquote 20 Prozent. 

̶ Für Gas-Hybridheizungen nach Nummer 5.3 Buchstabe c beträgt die Förderquote 30 

Prozent. 

̶ Für Solarkollektoranlagen nach Nummer 5.3 Buchstabe d beträgt die Förderquote 30 

Prozent.  

Alternativ, für große Solaranlagen mit mindestens 20 m2 Bruttokollektorfläche, die 

die zusätzlichen Anforderungen für große Solarkollektoranlagen nach Nummer 5.3 

Buchstabe d erfüllen, kann auch eine ertragsabhängige Förderung gewählt werden; 

die Förderquote wird dann wie folgt ermittelt: Der Zuschuss wird auf Basis des für die 

Solarkollektoranlage im Prüfzertifikat über die Konformität mit den Solar Keymark-
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Programmregeln im Datenblatt 2 für den Standort Würzburg bei einer Kollektortem-

peratur von 50 °C ausgewiesenen jährlichen Kollektorertrags nach EN 12975 (collec-

tor annual output, kWh/module) wie folgt berechnet: Der so ausgewiesene jährliche 

Kollektorertrag wird mit der Anzahl der installierten Solarthermiemodule und mit dem 

Betrag von 0,45 Euro multipliziert. Die ertragsabhängige Förderung kann nur erfol-

gen, wenn dem BAFA das Datenblatt 2 vorliegt. Andernfalls beträgt der Zuschuss 30 

Prozent der förderfähigen Kosten.  

̶ Für Biomasseheizungen nach Nummer 5.3 Buchstabe e beträgt die Förderquote 35 

Prozent; sie beträgt 40 Prozent bei Einhaltung eines Emissionsgrenzwertes für Fein-

staub von maximal 2,5 mg/m3 (Innovationsbonus Biomasse). 

̶ Für Wärmepumpen nach Nummer 5.3 Buchstabe f beträgt die Förderquote 35 Pro-

zent. 

̶ Für innovative Heizungstechnik nach Nummer 5.3 Buchstabe g auf Basis erneuerba-

rer Energien beträgt die Förderquote 35 Prozent. 

̶ Für Erneuerbare Energien Hybridheizungen (EE-Hybride) nach Nummer 5.3 Buch-

stabe h beträgt die Förderquote 35 Prozent. Sie beträgt 40 Prozent bei Einhaltung 

eines Emissionsgrenzwertes für Feinstaub von maximal 2,5 mg/m3 (Innovationsbo-

nus Biomasse) in Kombination mit Biomasseanlagen. 

̶ Für Gebäudenetze und für den Anschluss an ein Gebäudenetz oder Wärmenetz 

nach Nummer 5.3 Buchstabe i beträgt die Förderquote 

̶ 30 Prozent, wenn das Gebäudenetz oder Fernwärmenetz einen Anteil erneuer-

barer Energien von mindestens 25 Prozent erreicht, und 

̶ 35 Prozent, wenn das Gebäudenetz oder Fernwärmenetz einen Anteil erneuer-

barer Energien von mindestens 55 Prozent erreicht. 

̶ Für die eine Maßnahme nach Nummer 5.3 Buchstaben c bis h ergänzende Förde-

rung von Anlagen (Hard- inklusive Software) zur Visualisierung des Ertrags Erneuer-

barer Energien nach Nummer 5.3 Buchstabe j entspricht die Förderquote der Förder-

quote für diejenige Maßnahme nach Nummer 5.3 Buchstabe c bis h, die durch die 

Maßnahme zur Visualisierung ergänzt wird. 

d) Heizungsoptimierung 

Für Maßnahmen zur Heizungsoptimierung nach Nummer 5.4 beträgt die Förderquote 20 

Prozent. 

8.4.2 Umsetzung einer Maßnahme im Rahmen eines individuellen Sanierungsfahrplans 

(iSFP) 

Ist eine energetische Sanierungsmaßnahme Bestandteil eines im Förderprogramm „Bundes-

förderung für Energieberatung für Wohngebäude“ geförderten iSFP und wird diese innerhalb 

eines Zeitraums von maximal 15 Jahren nach Erstellung des iSFP umgesetzt, so erhöht sich 

der für diese Maßnahme vorgesehene Fördersatz um zusätzliche fünf Prozentpunkte (iSFP-

Bonus). Davon ausgenommen bleiben im Zusammenhang mit der Umsetzung der Maß-

nahme vorgenommene Leistungen nach Nummer 5.5 dieser Richtlinie. 

8.4.3 Fördersatz Fachplanung und Baubegleitung  

Für förderfähige Kosten der energetischen Fachplanung und Baubegleitung nach Nummer 

5.5. beträgt die Förderquote 50 Prozent. 
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8.5 Kredit 

Der Förderkredit wird gewährt als Kredit mit Zinsverbilligung aus Bundesmitteln sowie Teil-

schuldenerlass durch einen Tilgungszuschuss aus Bundesmitteln in Höhe des jeweiligen 

Fördersatzes unter Bezugnahme auf die für diesen Fördersatz jeweils relevanten förderfähi-

gen Kosten („Kreditförderung“). Werden verschiedene Einzelmaßnahmen mit unterschiedli-

chen Fördersätzen umgesetzt (z. B. Austausch der Heizung und Maßnahmen an der Gebäu-

dehülle), müssen daher den unterschiedlichen Fördersätzen die jeweils relevanten Kosten 

zugeordnet werden. Die maximale Höhe der Förderung ist dabei insgesamt begrenzt durch 

die Höchstgrenze der förderfähigen Kosten nach Nummer 8.3. 

8.5.1Kreditbetrag 

Ein Kredit kann maximal in Höhe von einhundert Prozent der jeweiligen Höchstgrenze förder-

fähiger Kosten gewährt werden; dies betrifft die Höchstgrenze für Einzelmaßnahmen sowie 

auch die Höchstgrenze für die Baubegleitung.  

8.5.2 Zinssatz 

8.5.2.1 Höhe des Zinssatzes 

Für Privatpersonen (Selbstnutzer), Wohnungseigentümergemeinschaften (bestehend aus-

schließlich aus Selbstnutzern) und Antragsteller nach Nummer 6.1 Buchstabe c orientiert 

sich der Zinssatz an der Kapitalmarktentwicklung. 

Für alle übrigen Antragsteller orientiert sich der Zinssatz an der Kapitalmarktentwicklung so-

wie zusätzlich der Bonität des Antragstellers. Er wird unter Berücksichtigung der wirtschaftli-

chen Verhältnisse des Antragstellers (Bonität) und der Werthaltigkeit der für den Kredit ge-

stellten Sicherheiten festgelegt. 

8.5.2.2 Verbilligung aus Bundesmitteln; Prolongationsangebot 

Beim Kredit wird der Zinssatz für die Dauer der ersten Zinsbindungsfrist festgeschrieben. 

Die Verbilligung aus Bundesmitteln erfolgt maximal für die ersten zehn Jahre der Kreditlauf-

zeit. Bei Krediten mit einer Laufzeit von mehr als zehn Jahren unterbreitet der Durchführer im 

Fall von Antragstellern nach Nummer 6.1 Buchstabe c unmittelbar dem Antragsteller, in allen 

übrigen Fällen dem Kreditinstitut des Antragstellers, ein Prolongationsangebot ohne Zinsver-

billigung aus Mitteln des Bundes. 

Bei endfälligen Darlehen wird der Zinssatz für die gesamte Laufzeit festgeschrieben. Die 

Zinsverbilligung aus Bundesmitteln erfolgt für maximal zehn Jahre. 

8.5.3 Tilgungszuschüsse 

Die Kreditförderung erfolgt in Form eines zinsverbilligten Kredites mit Teilschuldenerlass 

durch einen Tilgungszuschuss. Die Höhe des Tilgungszuschusses berechnet sich aus der 

Höhe des jeweiligen Fördersatzes unter Bezugnahme auf die für diesen Fördersatz jeweils 

relevanten förderfähigen Kosten. Werden verschiedene Einzelmaßnahmen mit unterschiedli-

chen Fördersätzen umgesetzt (z. B. Austausch der Heizung und Maßnahmen an der Gebäu-

dehülle), müssen daher den unterschiedlichen Fördersätzen die jeweils relevanten Kosten 

zugeordnet werden. Die maximale Höhe der Förderung ist dabei begrenzt durch die jeweils 

anwendbare Höchstgrenze der förderfähigen Kosten nach Nummer 8.3. 

Die Höhe der Fördersätze entspricht auch bei der Kreditförderung für Einzelmaßnahmen den 

in Nummer 8.4.1 bis 8.4.2 genannten Fördersätzen, und für die Baubegleitung dem in Num-

mer 8.4.3. genannten Fördersatz.  
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8.6 Spezielle Fördervoraussetzungen 

8.6.1 Anwendungsbereich des Ordnungsrechts 

Förderfähig sind die in Nummer 5 genannten Maßnahmen nur bei Gebäuden, die nach Um-

setzung aller Maßnahmen unter den Anwendungsbereich des GEG fallen. 

8.6.2 Technische Mindestanforderungen 

Die Förderung der energetischen Sanierungsmaßnahmen setzt voraus, dass die Anforderun-

gen des geltenden Ordnungsrechts einschließlich der Anforderungen aus § 22 Absatz 1 BIm-

SchG, insbesondere auch hinsichtlich des Stands der Technik, sowie die in der Anlage zu 

dieser Richtlinie festgelegten technischen Mindestanforderungen erfüllt sind. 

8.7 Kumulierungsverbot, Kombination mit anderen Förderprogrammen   

Eine Kumulierung einer Förderung für dieselbe Maßnahme nach dieser Richtlinie mit ande-

ren Fördermitteln (Kredite oder Zulagen/Zuschüsse) ist grundsätzlich möglich. Eine Kumulie-

rung ist jedoch maximal möglich bis zur Höhe der förderfähigen Kosten nach Nummer 8.2, 

auch wenn diese die Höchstgrenze gemäß Nummer 8.3 übersteigt. Die gleichzeitige Inan-

spruchnahme einer Förderung nach dieser Richtlinie und einer Förderung nach dem Erneu-

erbare-Energien-Gesetz (EEG) für dieselben förderfähigen Kosten ist nicht möglich. Eine 

gleichzeitige Inanspruchnahme mit der Förderung nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 

(KWKG, KWKAusVO) ist nach Maßgabe des KWKG bzw. der KWKAusVO möglich; in die-

sen Fällen wird im Rahmen einer Beantragung einer Förderung nach dem KWKG bzw. der 

KWKAusVO eine Erklärung über die bereits erhaltene investive Förderung abzugeben sein. 

Ergibt sich infolge der Kumulierung für die zu fördernde Maßnahme eine Förderquote von 

insgesamt mehr als 60 Prozent, hat dies der Fördernehmer dem jeweiligen Durchführer an-

zuzeigen. Die nach dieser Richtlinie gewährte Förderung ist in diesem Fall so zu kürzen, 

dass eine Förderquote von maximal 60 Prozent erreicht wird; soweit bereits erhalten, sind 

darüber hinausgehende Fördersummen durch den Fördernehmer zurückzuerstatten. 

Für dieselbe Maßnahme darf jeweils nur ein Antrag entweder bei der KfW oder dem BAFA 

gestellt werden; eine doppelte Antragstellung ist ausgeschlossen. Für ein Gebäude können 

jedoch zwei oder mehr Anträge gestellt werden für unterschiedliche Einzelmaßnahmen und 

gegebenenfalls von unterschiedlichen Antragstellern (Contractor, Eigentümer) solange die in 

Nummer 8.3 festgelegten Höchstgrenzen förderfähiger Kosten pro Antrag und Kalenderjahr 

eingehalten werden. 

Ebenso ist eine Kumulierung mit der steuerlichen Förderung der energetischen Gebäudesa-

nierung ausgeschlossen. Antragsteller müssen sich verpflichten, für dieselbe Maßnahme kei-

nen Antrag auf steuerliche Förderung zu stellen. Bei Durchführung mehrerer unterschiedli-

cher Maßnahmen kann jedoch eine Förderung nach dieser Richtlinie für einzelne Maßnah-

men mit der steuerlichen Förderung der energetischen Gebäudesanierung für einzelne an-

dere Maßnahmen kombiniert werden. 

9 Verfahren 

9.1 Zuständigkeit; Informationen, Merkblätter, Öffentlichkeitsarbeit 

Mit der Durchführung dieses Förderprogramms hat das BMWi beauftragt: 
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Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 

Frankfurter Straße 29 – 35 

65760 Eschborn; 

Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 

Palmengartenstraße 5 – 9 

60325 Frankfurt am Main. 

Im Teilprogramm BEG EM liegt die Zuständigkeit für die Durchführung der Zuschussförde-

rung beim BAFA, die Zuständigkeit für die Durchführung der Kreditförderung bei der KfW; die 

Kreditförderung der KfW wird erst ab dem 1. Juli 2021 den Fördernehmern angeboten und 

auf privatrechtlicher Grundlage abgewickelt.  

BAFA und KfW stellen auf ihren Webseiten unter www.bafa.de und www.kfw.de sowie in ge-

eigneten weiteren Formaten in enger Abstimmung mit dem BMWi detaillierte Informationen 

zum Förderprogramm sowie zu ihrer Förderpraxis der Öffentlichkeit bereit, regelmäßig unter 

Verwendung des Namens „Bundeförderung für effiziente Gebäude“ oder der Kurzbezeich-

nung BEG des Förderprogramms bzw. BEG EM des Teilprogramms, sowie unter Bezug-

nahme auf diese Förderrichtlinie. Das BAFA und die KfW erstellen in enger Abstimmung mit 

dem BMWi die Antragsverfahren nebst etwaig erforderlichen Bestätigungen bzw. Nachwei-

sen und informieren darüber auf ihren Webseiten.  

Von KfW und BAFA erstellte Programminformationen, die Gegenstand, Förderkonditionen 

und Antragsverfahren zu diesem Teilprogramm für Interessierte leicht verständlich zusam-

menfassen, müssen in ihren Inhalten mit der vorliegenden Richtlinie übereinstimmen. Wider-

sprechen sich die Programminformationen und die vorliegende Richtlinie, geht letztere vor. 

BAFA und KfW stimmen eine etwaige Öffentlichkeitsarbeit zu diesem Förderprogramm, re-

gelmäßig unter Nutzung des Namens „Bundesförderung für effiziente Gebäude“ oder der 

Kurzbezeichnung BEG des Förderprogramms bzw. BEG EM des Teilprogramms, eng mit 

dem BMWi ab. Sie arbeiten in Abstimmung mit dem BMWi eng mit Evaluatoren, dem Bun-

desrechnungshof sowie den Prüforganen der Europäischen Union zusammen. 

9.2 Antragstellung, Umsetzung eines iSFP 

Für die Förderung nach dieser Richtlinie gilt ein zweistufiges Antragsverfahren. Die Antrag-

stellung einschließlich der Einreichung aller erforderlichen Unterlagen und Nachweise zum 

Antrag erfolgt gemäß den jeweiligen Antragsverfahren der Durchführer. Der zuständige 

Durchführer ist berechtigt, bei Bedarf weitere Unterlagen zu verlangen sowie verpflichtende 

elektronische Formulare für notwendige Unterlagen bereitzustellen.  

Förderanträge sind vor Vorhabenbeginn zu stellen. Als Vorhabenbeginn gilt der Abschluss 

eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrags; dies gilt auch bei 

Nachinvestitionen im Rahmen bestehender Contractingverträge, bei denen das Vorhaben 

der Nachinvestition erst mit Abschluss der weiteren Liefer- und Leistungsverträge des 

Contractors mit Dritten beginnt. Planungs- und Beratungsleistungen dürfen vor Antragstel-

lung erbracht werden und führen für sich genommen nicht zur Annahme eines Vorhabenbe-

ginns. Für den Zeitpunkt der Antragstellung ist das Datum des Eingangs des Antrags beim 

BAFA bzw. bei der KfW maßgeblich. 

Dem Antrag sind die geforderten Nachweise beizufügen. Der vollständige Verwendungs-

nachweis ist, nebst sämtlichen geforderten Nachweisen und Erklärungen, nach Abschluss 

http://www.bafa.de/
http://www.kfw.de/
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der Maßnahme und spätestens vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid oder der Zusage ge-

nannten Vorlagefrist einzureichen. Die Durchführer sind berechtigt, bei Bedarf weitere Unter-

lagen bzw. Auskünfte zu verlangen und verpflichtende elektronische Formulare für notwen-

dige Unterlagen bereitzustellen. 

Erfolgt eine Maßnahme im Rahmen der Umsetzung eines im Förderprogramm „Bundesför-

derung für Energieberatung für Wohngebäude“ geförderten iSFP, so ist dies unter Bezug-

nahme auf den iSFP im Rahmen des Antrags zu kennzeichnen und der iSFP dem Durchfüh-

rer zu übermitteln. Die Durchführer sind berechtigt, bei Bedarf weitere Unterlagen bzw. Aus-

künfte zum iSFP zu verlangen und verpflichtende elektronische Formulare für notwendige 

Unterlagen bzw. Erklärungen bereitzustellen. 

Ein Verzicht auf die Zusage ist über das kreditdurchleitende Finanzierungsinstitut (Kredit) o-

der direkt beim Durchführer (Zuschuss) möglich. Frühestens sechs Monate nach Eingang 

der Verzichtserklärung beim Durchführer kann ein neuer Antrag für das gleiche Vorhaben 

(identisches Investitionsobjekt und identische Maßnahmen) gestellt werden („Sperrfrist"). Für 

den neuen Antrag gelten die dann aktuellen Förderbedingungen einschließlich der Regelun-

gen zum Vorhabenbeginn. 

9.2.1 Zuschussförderung 

Die Antragstellung erfolgt durch den Förderempfänger oder einen Bevollmächtigten gemäß 

den jeweiligen Antragsverfahren der Durchführer einschließlich notwendiger Anlagen. 

Das BAFA ist berechtigt, bei Bedarf weitere Unterlagen zu verlangen und verpflichtende 

elektronische Formulare für notwendige Unterlagen bzw. Erklärungen bereitzustellen. 

 

9.2.2 Kreditförderung 

Die Kreditförderung nach dieser Richtlinie wird erst ab dem 1. Juli 2021 angeboten, Förder-

anträge können erst ab diesem Tag gestellt werden. Antragsteller nach Nummer 6.1 Buch-

stabe c stellen den Antrag direkt bei der KfW. Alle anderen Antragsteller oder deren Bevoll-

mächtigten stellen den Antrag über ein Finanzinstitut (Hausbank) ihrer Wahl. Die KfW ist be-

rechtigt, bei Bedarf weitere Unterlagen zu verlangen und verpflichtende elektronische Formu-

lare für notwendige Unterlagen bzw. Erklärungen bereitzustellen. 

9.3 Fachunternehmererklärung/Einbindung eines Energieeffizienzexperten 

Für Anträge auf Förderung von Einzelmaßnahmen nach Nummer 5.3 und 5.4 ist die Erklä-

rung des Fachunternehmers über die Einhaltung der technischen Mindestanforderungen, so-

wie über die mit der Maßnahme erreichte Verbesserung des energetischen Niveaus des Ge-

bäudes im Sinne einer Erhöhung der Energieeffizienz und/oder des Anteils erneuerbarer 

Energien am Endenergieverbrauch des Gebäudes und die voraussichtlichen Kosten ausrei-

chend („Fachunternehmererklärung“). Abweichend hiervon kann die Einhaltung der techni-

schen Mindestanforderungen, die Verbesserung des energetischen Niveaus des Gebäudes, 

sowie die voraussichtlichen Kosten für die Einzelmaßnahme bzw. die Einzelmaßnahmen 

aber auch von einem Experten der Energieeffizienz-Experten-Liste (www.energie-effizienz-

experten.de) bescheinigt werden („Bestätigung zum Antrag“).  
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Für Anträge, die auch die Förderung von Einzelmaßnahmen nach Nummer 5.1, 5.2 oder 

Nummer 5.5 beinhalten, ist für die Beantragung der Förderung ein Experte der Energieeffizi-

enz-Expertenliste der jeweils zutreffenden Gebäudekategorie (Wohngebäude bzw. Nicht-

wohngebäude) einzubinden. Nach Abschluss des Vorhabens quantifiziert und bestätigt der 

Energieeffizienz-Experte die Einhaltung der technischen Mindestanforderungen und die Ver-

besserung des energetischen Niveaus des Gebäudes im Sinne einer Erhöhung der Energie-

effizienz und/oder des Anteils erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch des Gebäu-

des durch die Einzelmaßnahme. Er bestätigt auch die für die Maßnahmen angefallenen, för-

derfähigen Kosten. Für Anträge auf Förderung einer Baubegleitung nach Nummer 5.5 ist der 

Energieeffizienz-Experte für das Bauvorhaben vorhabenbezogen unabhängig zu beauftra-

gen, es sei denn das Bauvorhaben betrifft nur eine einzige Einzelmaßnahme (z. B. Fenster-

tausch). Neben einer Beratung, Planung und Baubegleitung für das Vorhaben darf der Ener-

gieeffizienz-Experte nicht 

− in einem Inhaber-, Gesellschafts- oder Beschäftigungsverhältnis zu den bauausfüh-

renden Unternehmen oder Lieferanten stehen oder 

− von diesen Unternehmen oder Lieferanten beauftragt werden oder 

− Lieferungen oder Leistungen vermitteln. 

Bei Sanierungen von Baudenkmalen mit Einzelmaßnahmen nach Nummer 5.1 oder Nummer 

5.2 sind ausschließlich die in der Energieeffizienz-Expertenliste für Förderprogramme des 

Bundes (www.energie-effizienz-experten.de) geführten Sachverständigen der Kategorie „Effi-

zienzhaus Denkmal sowie Baudenkmale und sonstige besonders erhaltenswerte Bausub-

stanz“ zugelassen sowie bei der Inanspruchnahme der angepassten Anforderungswerte ge-

mäß den Technischen Mindestanforderungen für Bauteile von Gebäuden mit Auflagen des 

Denkmalschutzes im Sinne des § 105 GEG (Wohn- und Nichtwohngebäude) sowie bei sons-

tiger besonders erhaltenswerter Bausubstanz bei Wohngebäuden.  

9.4 Zusage- und Bewilligungsverfahren 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis 

und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zu-

wendungsbescheids und die Rückforderung der gewährten Zuwendung finden die §§ 48 bis 

49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes, die §§ 23, 44 BHO und die hierzu erlassenen All-

gemeinen Verwaltungsvorschriften Anwendung, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichun-

gen von den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zugelassen worden sind.  

Für die Kreditförderung sowie die von der KfW durchgeführte Zuschussförderung sind die 

vorgenannten Regelungen durch die KfW anzuwenden oder sinngemäß vertragsrechtlich 

umzusetzen. Das Nähere regelt der zwischen Bund und KfW abzuschließende Mandatarver-

trag.  Erfolgt eine Maßnahme im Rahmen der Umsetzung eines im Förderprogramm „Bun-

desförderung für Energieberatung für Wohngebäude“ geförderten iSFP, und wurde dies im 

Rahmen des Antrags nach Nummer 9.2 vom Antragsteller gekennzeichnet, prüft der Ener-

gieeffizienz-Experte im Rahmen der Prüfung des Antrags auch, ob die beantragte Maß-

nahme dem iSFP entspricht und sie daher als iSFP-Maßnahme gewertet werden kann; un-

wesentliche inhaltliche Abweichungen, eine Übererfüllung der iSFP-Vorgaben oder Änderun-

gen der zeitlichen Reihenfolge sind dabei unschädlich. 

Abweichungen von der im Zuwendungsbescheid bzw. in der Zusage bewilligten Maßnahme 

sind dem BAFA bzw. der KfW unverzüglich anzuzeigen. Liegt eine wesentliche inhaltliche 

Abweichung im Sinne einer Untererfüllung der iSFP-Vorgaben vor, kann die Maßnahme 

nicht als iSFP-Maßnahme gewertet werden.  
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9.4.1 Zuschussförderung 

Eine Zuschussförderung wird nur befristet zugesagt. Die Dauer der Befristung beträgt 24 Mo-

nate ab Zugang der Zusage des Zuwendungsbescheids (Bewilligungszeitraum). Die Befris-

tung kann auf begründeten Antrag um maximal 24 Monate verlängert werden, wenn die Um-

setzung der Maßnahme innerhalb der ursprünglichen Frist vom Antragsteller aus Gründen 

nicht umgesetzt werden konnte, die der Antragsteller nicht zu vertreten hat.  

Die maximale Bewilligungsfrist für Einzelmaßnahmen beträgt damit 48 Monate. 

 

9.4.2 Kreditförderung 

Für die Kreditgewährung ist die Einreichung eines Nachweises über die voraussichtlichen 

förderfähigen Kosten sowie über die Einhaltung der technischen Mindestanforderungen er-

forderlich.  

Ein Kredit wird nur befristet zugesagt. Der Kredit muss innerhalb von 12 Monaten nach Kre-

ditzusage abgerufen werden (Abruffrist). Diese Frist wird für noch nicht ausgezahlte Kredit-

beträge ohne gesonderten Antrag um 24 Monate verlängert.  

Für den noch nicht abgerufenen Kreditbetrag wird ab dem dreizehnten Monat nach Kreditzu-

sage eine Bereitstellungsprovision für noch nicht ausgezahlte Kreditbeträge fällig. Dies gilt 

nicht für Antragsteller nach Nummer 6.1 Buchstabe c. 

Die Abruffrist kann um weitere 12 Monate verlängert werden, wenn der Abruf innerhalb der 

ursprünglichen Frist vom Antragsteller aus Gründen nicht erfolgen konnte, die der Antragstel-

ler nicht zu vertreten hat. Die maximale Bewilligungsfrist für Einzelmaßnahmen beträgt damit 

48 Monate. 

Der Kredit wird nach Ablauf der Tilgungsfreijahre zurückgezahlt. Während der Zinsbindungs-

frist ist eine vorzeitige Rückzahlung des gesamten ausstehenden Kreditbetrags nur gegen 

Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung möglich. Teilrückzahlungen sind ausgeschlossen. 

Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben hiervon unberührt. Zum Ende der Zinsbindung kann 

der Kredit ohne Kosten teilweise oder komplett zurückgezahlt werden. Während der Til-

gungsfreijahre und bei der endfälligen Kreditvariante werden lediglich die Zinsen auf die ab-

gerufenen Kreditbeträge gezahlt. 

Der Zeitraum, innerhalb dessen die angeforderten (Teil-)Beträge dem festgelegten Verwen-

dungszweck zugeführt werden müssen, beträgt 12 Monate ab Auszahlung des jeweiligen 

(Teil-)Betrags. Im Fall der Überschreitung dieser Frist hat der Antragsteller einen Zinszu-

schlag zu zahlen. 

9.5 Auszahlung, Nachweisführung und Umsetzung eines iSFP  

Für die Auszahlung des Zuschusses bzw. Verrechnung des Tilgungszuschusses ist die Ein-

reichung eines Nachweises über die sachgerechte Verwendung der Fördermittel, über die 

Höhe der förderfähigen Kosten sowie die Einhaltung der technischen Mindestanforderungen 

und die Verbesserung des energetischen Niveaus des Gebäudes im Sinne einer Erhöhung 

der Energieeffizienz und/oder des Anteils erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch 

des Gebäudes durch die Einzelmaßnahme bzw. die Einzelmaßnahmen erforderlich („Ver-

wendungsnachweis“ bzw. „Bestätigung nach Durchführung“).  
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Antragsteller nach Nummer 6.1 Buchstabe c haben bei Durchführung eines Gesamtvorha-

bens in mehreren Bauabschnitten, für die auch gesonderte Anträge gestellt werden, nach je-

dem Bauabschnitt einen separaten (Zwischen-)Verwendungsnachweis zu erstellen. Nach 

Abschluss des Gesamtbauvorhabens kann der Durchführer zusätzlich die Einreichung eines 

abschließenden Verwendungsnachweises verlangen. 

Für geförderte Maßnahmen, die auch Einzelmaßnahmen nach Nummer 5.1, 5.2 oder Num-

mer 5.5 beinhalten, ist hierfür eine Bestätigung eines Experten der Energieeffizienz-Exper-

ten-Liste (www.energie-effizienz-experten.de) erforderlich, der mit der Bestätigung Kopien 

der die förderfähigen Kosten belegenden Rechnungen übersendet und die Höhe der förder-

fähigen Kosten, die Einhaltung der technischen Mindestanforderungen und die Verbesse-

rung des energetischen Niveaus des Gebäudes bestätigt.  

Für geförderte Maßnahmen nach Nummer 5.3 und 5.4 ist für den Nachweis der sachgerech-

ten Verwendung der Fördermittel und der Höhe der förderfähigen Kosten die Einreichung 

von Kopien der Rechnungen, und hinsichtlich der Einhaltung der technischen Mindestanfor-

derungen und der Verbesserung des energetischen Niveaus des Gebäudes im Sinne einer 

Erhöhung der Energieeffizienz und/oder des Anteils erneuerbarer Energien am Endenergie-

verbrauch des Gebäudes eine Bestätigung des ausführenden Fachunternehmers („Fachun-

ternehmererklärung“) ausreichend; alternativ ist auch eine Bestätigung eines Experten der 

Energieeffizienz-Experten-Liste möglich, der mit der Bestätigung Kopien der die förderfähi-

gen Kosten belegenden Rechnungen übersendet und die Höhe der förderfähigen Kosten, die 

Einhaltung der technischen Mindestanforderungen und die Verbesserung des energetischen 

Niveaus des Gebäudes bestätigt. 

Näheres zu den Anforderungen an den Verwendungsnachweis, insbesondere zur Nachweis-

führung durch beizufügende Belege, regelt der nach Nummer 9 zuständige Durchführer; die-

ser kann bei Bedarf weitere Unterlagen verlangen und verpflichtende elektronische Formu-

lare für notwendige Unterlagen bzw. Erklärungen bereitstellen. 

 

9.5.1 Zuschussförderung 

Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt nach positivem Abschluss der Prüfung des Verwen-

dungsnachweises. Der Verwendungsnachweis einschließlich aller erforderlichen Unterlagen 

ist spätestens sechs Monaten nach Ablauf des Bewilligungszeitraums mittels der dafür vor-

gesehenen Formulare einschließlich aller erforderlichen Unterlagen einzureichen.  

Die maximale Bewilligungsfrist für Einzelmaßnahmen beträgt 48 Monate. Wird der Verwen-

dungsnachweis erst mehr als sechs Monate nach Ablauf der Bewilligungsfrist eingereicht, 

verliert der Antragsteller seinen Anspruch auf die Auszahlung des Investitionszuschusses. 

 

9.5.2 Kreditförderung 

Die Verrechnung des Tilgungszuschusses erfolgt nach positivem Abschluss der Prüfung des 

Verwendungsnachweises zum nächsten der in der Finanzierungszusage festgelegten Ver-

rechnungszeitpunkte. Die KfW legt in der Finanzierungszusage die möglichen Verrechnungs-

zeitpunkte für einen Tilgungszuschuss mit Abständen von maximal zwei Jahren fest. 

Der Tilgungszuschuss wird hinsichtlich des zugesagten Kredits auf die nach dem Tilgungs-

plan zuletzt fälligen Raten angerechnet. Sofern zum Zeitpunkt der Gutschrift die Kreditvaluta 

geringer ist als die Höhe des Gutschriftbetrags, erfolgt die Gutschrift des Tilgungszuschus-

ses nur in Höhe der aktuellen Kreditvaluta. Eine Barauszahlung oder Überweisung des Til-

gungszuschusses ist nicht möglich. 
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Der Verwendungsnachweis einschließlich aller erforderlichen Unterlagen ist innerhalb von 

18 Monaten nach Vollabruf des Kredits, spätestens innerhalb von 6 Monaten nach Ablauf 

des Abrufzeitraums, gegenüber dem Kreditinstitut (Hausbank) einzureichen. Antragsteller 

nach Nummer 6.1 Buchstabe c reichen den Verwendungsnachweis direkt bei der KfW ein. 

Wird der Verwendungsnachweis später als sechs Monate nach Ablauf der Bewilligungsfrist 

eingereicht, verliert der Antragsteller grundsätzlich seinen Anspruch auf die Gewährung ei-

nes Tilgungszuschusses. Zudem führt dies grundsätzlich zur Kündigung des Darlehens. 

9.6 Subventionserheblichkeit 

Die nach dieser Richtlinie gewährte Förderung an Unternehmen sind Subventionen im Sinne 

des § 264 des Strafgesetzbuchs. Im Antragsverfahren wird der Antragsteller daher bereits 

vor der Antragstellung vom Durchführer auf die Strafbarkeit des Subventionsbetrugs und auf 

seine Mitteilungspflichten nach § 3 des Subventionsgesetzes hingewiesen, sowie vom 

Durchführer entsprechend Verwaltungsvorschrift Nummer 3.4.6 zu § 44 BHO, nach der im 

konkreten Fall subventionserhebliche Tatsachen in Form einer abschließenden Positivliste 

zu benennen sind, auf die im konkreten Fall subventionserheblichen Tatsachen hingewiesen. 

9.7 Auskunfts- und Prüfungsrechte, Monitoring; Öffentlichkeitsarbeit 

Den Beauftragten des BMWi, dem Bundesrechnungshof und den Prüforganen der Europäi-

schen Union sind auf Verlangen erforderliche Auskünfte zu erteilen und Einsicht in Bücher 

und Unterlagen sowie Prüfungen zu gestatten. Der Bundesrechnungshof ist gemäß den §§ 

91, 100 BHO zur Prüfung berechtigt.  

Der Antragsteller muss sich im Antrag auf Förderung damit einverstanden erklären, dass  

− sämtliche mit dem Antrag oder im weiteren Verfahren eingereichten Unterlagen BAFA, 

KfW und dem BMWi insbesondere auch zur Weitergabe an den Bundestag oder zu Ver-

öffentlichungszwecken zur Verfügung stehen;  

− folgende Unterlagen bis zum Ablauf von zehn Jahren nach Kreditzusage bzw. Bekannt-

gabe der Zuschusszusage/des Zuwendungsbescheids aufbewahrt und dem Durchführer 

innerhalb dieses Zeitraums auf Verlangen vorgelegt werden (auch nach gegebenenfalls 

vollständiger Tilgung des Förderkredits): 

̶ Unterlagen zur Dokumentation der vom Energieeffizienz-Experten erbrachten Leis-

tungen (Planung und Baubegleitung) einschließlich eventueller Unterlagen zur Doku-

mentation einer optionalen akustischen Fachplanung; 

̶ sofern ein hydraulischer Abgleich durchzuführen war: Nachweis auf dem Bestäti-

gungsformular des „Forum für Energieeffizienz in der Gebäudetechnik eingetragener 

Verein" (www.intelligent-heizen.info/broschueren); 

̶ bei der Sanierung von Baudenkmalen oder sonstiger besonders erhaltenswerter 

Bausubstanz: die für die baulichen Sanierungsmaßnahmen erforderlichen Abstim-

mungsnachweise und die Genehmigung der Denkmalschutzbehörde oder einer 

sonstigen zuständigen Behörde, zum Beispiel Bauamt. 

− dem Durchführer oder andere Beauftragte des Bundes innerhalb der Mindestnutzungs-

dauer von zehn Jahren der geförderten Maßnahme auf Anforderung ein Betretungsrecht 

für eine Vor-Ort-Kontrolle des geförderten Objekts gewährt wird, bzw. zur Qualitätssiche-

rung die geförderten Maßnahmen im Rahmen einer Unterlagen- bzw. Vor-Ort-Kontrolle 

auf Grundlage eines qualifizierten Stichprobenkonzepts überprüft werden dürfen; 

− er auf Nachfrage, insbesondere im Rahmen einer Evaluierung unter Beachtung daten-

schutzrechtlicher Regelungen, innerhalb der Mindestnutzungsdauer von zehn Jahren der 
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geförderten Maßnahme weitergehende Auskünfte gibt und die Bereitschaft zur freiwilli-

gen Nennung im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit erfragt werden darf; sowie  

− die Daten seines Förderfalls, insbesondere Gegenstand, Ort und Höhe der erhaltenen 

Förderung, anonymisiert zu Zwecken der Evaluierung, der parlamentarischen Berichter-

stattung und der Öffentlichkeitsarbeit verwendet werden können; 

− für die Förderung auf Grundlage von § 44 BHO in Verbindung mit der Verwaltungsvor-

schrift Nummer 9.1 und 9.2 zu § 44 BHO bzw. der sinngemäßen Anwendung dieser Vor-

schriften Daten zu einzelnen Fördermaßnahmen in einem zentralen System des Bundes 

erfasst werden (Zuwendungsdatenbank); 

− alle im Zusammenhang mit der Förderung bekannt gewordenen Daten und Nachweise 

von BAFA bzw. KfW und dem BMWi oder einer von diesen beauftragten Stelle auf Da-

tenträger gespeichert werden können. Darüber hinaus dürfen sie von ihnen oder in ihrem 

Auftrag für Zwecke der Statistik, der Evaluierung und der Erfolgskontrolle für die Wirk-

samkeit des Förderprogramms sowie in anonymisierter Form für Zwecke der Öffentlich-

keitsarbeit verwendet und ausgewertet werden; die Erklärung beinhaltet ferner das Ein-

verständnis mit der Veröffentlichung der Auswertungsergebnisse und deren Weiterleitung 

an den Deutschen Bundestag und an Einrichtungen des Bundes und der Europäischen 

Union; 

− das BMWi den Mitgliedern des Deutschen Bundestages im Einzelfall Informationen zur 

Förderung bekannt gibt. 

Zur Qualitätssicherung werden die im Rahmen der Förderung errichteten Anlagen im Rah-

men einer Unterlagen- bzw. Vor-Ort-Prüfung auf Grundlage eines qualifizierten Stichproben-

konzepts überprüft. 

10 Geltungsdauer 

Die Richtlinie wird im Bundesanzeiger veröffentlicht; sie tritt am 1. Januar 2021 in Kraft und 

endet mit Ablauf des 31. Dezember 2030.  

Mit Inkrafttreten ersetzt sie ab dem 1. Januar 2021 die Richtlinie über die Förderung der Hei-

zungsoptimierung durch hocheffiziente Pumpen und hydraulischen Abgleich vom 13. Juli 

2016 (BAnz AT 29.07.2016 B1). 

Ab dem 1. Juli 2021 ersetzt sie – gemeinsam mit den Richtlinien für die Teilprogramme BEG 

WG und BEG NWG – die Richtlinie über den Einsatz von Bundesmitteln für die Bereitstel-

lung zinsverbilligter Kredite, zur Gewährung von Tilgungszuschüssen und für die Bereitstel-

lung von Zuschüssen im Rahmen der Programme für Energieeffizientes Bauen und Sanieren 

von Wohn- und Nichtwohngebäuden („EBS“) vom 20. Juli 2016.  

Für Förderanträge, die vor Inkrafttreten dieser Richtlinie gestellt wurden, gilt die letzte Fas-

sung der ersetzten Richtlinie, auch wenn die Entscheidung über den Antrag erst nach Inkraft-

treten dieser Richtlinie erfolgt.  

Berlin, den XX. Dezember 2020  

Bundesministerium 

für Wirtschaft und Energie 

 

 

 



 

Seite 27 von 27 
 

 

Im Auftrag 

Herdan 

 

 

 


